
Gleichschaltung 
Gleichschaltung ist ein Begriff, welcher der nationalsozialistischen Terminologie entstammt. 
Das Wort entstand 1933, als der Prozess der Vereinheitlichung des gesamten 
gesellschaftlichen und politischen Lebens � also des öffentlichen und privaten Lebens � in der 
Machteroberungsphase in Deutschland eingeleitet wurde. Ziel war es, bis 1934 den als 
Zerrissenheit verstandenen Pluralismus in Staat und Gesellschaft aufzuheben. 

Mit der Gleichschaltung strebte man an, die Aktivitäten der Völker in großen gemeinsamen 

Organisationen zusammenzufassen, die zugleich dem nationalsozialistischen Verständnis des 

Volkswillens entsprechen sollten. 

Praktisch bedeutete die Gleichschaltung die Überführung von Organisationen in die 

bestehenden NS-Organisationen. Entweder erfolgte die Gleichschaltung auf Anweisung oder 
in vorauseilendem Gehorsam durch sogenannte Selbstgleichschaltung. Andere Verbände und 

Organisationen reagierten auf den Druck mit der ersatzlosen Auflösung und Beendigung ihrer 

Tätigkeit. Allgemein betrachtet war damit die Einschränkung oder der Verlust der 

individuellen Persönlichkeit beziehungsweise der Unabhängigkeit, Mündigkeit und Freiheit 

eines Menschen durch Regeln und Gesetze sowie sonstige Maßnahmen der Gleichsetzung und 

Vereinheitlichung der Massen verbunden. 

Wichtige Schritte der Gleichschaltung                                   
Ausgangspunkt waren die zwei Gleichschaltungsgesetze vom 31. März 1933 und vom 7. 
April 1933, mit denen zuerst die Länder ihrer relativen Souveränität beraubt wurden und 

später die Entsendung von Reichsstatthaltern beschlossen wurde. Mit dem Gesetz über den 

Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934 wurde der Entzug der Hoheitsrechte der Länder 

vollendet. Die Regelung der Staatsangehörigkeit wurde jetzt Angelegenheit des Zentralstaats, 

so dass laut Verordnung vom 5. Februar 1934[1] der Eintrag in den Standesregistern auf die 
deutsche Staatsangehörigkeit vereinheitlicht wurde. Bis dahin verliehen die Länder ihre 

jeweilige Staatsangehörigkeit, so dass es in Deutschland Bayern, Braunschweiger, Badener, 
Preußen, Sachsen usw. gab, aber trotz des seit 1871 bestehenden deutschen Nationalstaates 
noch keine als Deutsche ausgewiesenen Staatsbürger. Der Abschluss der �Gleichschaltung der 

Länder� kann auf den 14. Februar 1934 mit der Auflösung des Reichsrates und der 
Übernahme der Landesjustizverwaltungen datiert werden.

[2] Legalisiert wurde die 
�Gleichschaltung der Länder� über § 2 der Reichstagsbrandverordnung, wonach die 
Reichsregierung in die Kompetenzen der Länder eingreifen konnte, sofern diese nicht für 

Ordnung und Sicherheit sorgen konnten. Die �Gleichschaltung von Partei und Staat� erfolgte 

am 1. August 1934 mit der Auflösung aller Parteien und der Erklärung der NSDAP zur 
Körperschaft öffentlichen Rechts. Zudem wurde das Amt des Reichspräsidenten mit dem des 
Reichskanzlers verschmolzen.[2] Weitere bedeutende Maßnahmen der Gleichschaltung war 

die Beseitigung der pluralen Gesellschaft mit der Auflösung der Gewerkschaften in die 

Deutsche Arbeitsfront und der Zwangsvereinigung der Agrarverbände in den 

Reichsnährstand. Mit der Ernennung von Joseph Goebbels zum Reichsminister für 

Volksaufklärung und Propaganda am 13. März 1933 wurde zudem mit der Errichtung der 

Reichskulturkammer die Gleichschaltung des kulturellen Lebens begonnen. 

Die entscheidende Voraussetzung für die Maßnahmen war das Ermächtigungsgesetz vom 24. 
März 1933

[3], das Hitler gesetzgeberische und vertragliche Vollmachten verschaffte, die er 
dann zur weiteren Beseitigung des Pluralismus und der Demokratie einsetzte. Auf die 
Gleichschaltung reagierten die betroffenen Vereine und Organisationen oftmals mit einer 
nachgiebigen Position, um einem Verbot und der Auflösung zu entgehen. Beispiele dafür sind 

z. B. der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund[4] oder die Organisationen der 
Arbeiterkultur. 
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